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Tenor:

Der Beklagte wird verurteilt, an die Klägerin ein Schmerzensgeld
von 35.000, Euro nebst 4 % Zinsen seit dem 10. April 1999 zu
zahlen.

Der Beklagte trägt die Kosten des Rechtsstreits.

Das Urteil ist vorläufig vollstreckbar.

Der Beklagte kann die Vollstreckung durch Sicherheitsleistung in
Höhe von 110 % des Vollstreckungsbetrages abwenden, falls nicht
die Klägerin zuvor Sicherheit in derselben Höhe leistet. Der
Beklagte kann die Sicherheitsleistung auch durch die unbefristete
und unbedingte Bürgschaft einer deutschen Großbank,
Genossenschaftsbank oder öffentlich-rechtlichen Sparkasse
erbringen.

Die Revision wird nicht zugelassen.

 
Auf den Tatbestand des Grund- und Teilurteils vom 6. Februar 2002 (Bl. 313 bis 314 d. A.)
wird Bezug genommen.

E n t s c h e i d u n g s g r ü n d e
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Mit dem Schlußurteil war nur noch über die Höhe des Schmerzensgeldzahlungsanspruchs zu
entscheiden. Dabei hat der Senat ein Schmerzensgeld von 35.000,-- Euro für angemessen
und ausreichend erachtet.

Auch in der Beurteilung der Beeinträchtigungen, die die Klägerin erlitten und zu erwarten hat,
macht sich der Senat die Feststellungen des Sachverständigen Prof. Dr. Dr. Wiese, der ihm
als erfahren und sachkundig bekannt ist, zu eigen. Danach lag die wesentliche
Beeinträchtigung darin, daß die Klägerin etwa 5 ½ Monate mit einem Beckengips gelegen
hat, und zwar zu einem Zeitpunkt, wo der Bewegungsdrang eines Kleinkindes sehr groß ist.
Dagegen stehen die Entwicklungsverzögerungen und der dadurch bedingte Besuch des
Schulkindergartens mit den hier in Rede stehenden Folgen, so Prof. Dr. Dr. Wiese, nicht im
Zusammenhang.

Der Senat geht davon aus, daß die erfolgreiche Operation zwar nicht zu einer Restitutio ad
integrum geführt hat. Das nicht auszuschließende Arthroserisiko ist aber aus der jetzigen
Sicht als nur gering erhöht anzusehen.

Die Nebenentscheidungen folgen aus §§ 91, 708 Nr. 10, 711 ZPO.

Das Urteil beschwert den Beklagten mit mehr als 20.000,-- Euro. Die Voraussetzungen für die
Zulassung der Revision liegen nicht vor.
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